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Mandanteninformation 9 
 
Kosten des Scheidungsverfahrens 
 
Immer wieder ist festzustellen, dass eine erhebliche Unsicherheit 
über die in einem Scheidungsverfahren anfallenden Kosten besteht. 
 
Dazu möchten wir auf folgendes hinweisen: 
 
Das eigentliche Scheidungsverfahren umfasst im sog. 
Zwangsverbund nur die Scheidung der Ehe und den zwangsläufig 
nach dem Gesetz durchzuführenden Versorgungsausgleich, also 
den Ausgleich der während der Ehezeit erwirtschafteten 
Rentenanwartschaften. 
 
Wenn also die Eheleute im Rahmen des Scheidungsverfahrens 
keine weiteren Anträge im Rahmen dieses Scheidungsverfahrens 
bei Gericht einreichen, wird in diesem Scheidungsverfahren nur die 
Ehescheidung als solches und der Versorgungsausgleich geklärt, 
nicht aber andere Fragen wie Unterhalt, Sorgerecht, Umgangsrecht, 
Zugewinn, Hausratsaufteilung und Wohnungszuweisung. 
 
Die Kosten dieses Verfahrens stellen sich dann wie folgt dar: 
 
1.) Anwaltsgebühren: 
 
Die Anwaltsgebühren im Scheidungsverfahren richten sich nach 
dem sog. Gegenstandswert. 
Der Gegenstandswert richtet sich nach dem gemeinsamen 3-
monatigen Nettoeinkommen der Eheleute. Wenn z. B. der Ehemann 
1.000,00 € netto verdient und die Ehefrau 500,00 €, beträgt der 
Gegenstandswert der Scheidung mithin 4.500,00 €. 
 
Für den Versorgungsausgleich bestehen sog. Festwerte. 
 
Wenn also beide Eheleute während der Ehe nur 
Rentenanwartschaften in der gesetzlichen Rentenversicherung 
erworben haben, wird für den Versorgungsausgleich ein Wert von 
1.000,00 € zugrunde gelegt. 
 
Wenn aber neben Anwartschaften aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung zumindest ein Ehegatte auch eine 
Altersversorgung z. B. in Form einer privaten Lebensversicherung 
oder einer Betriebsrente hat, beträgt der Festwert für den 
Versorgungsausgleich 2.000,00 €. 
 
Für die Anwaltsgebühren werden dann der Gegenstandswert des 
Scheidungsverfahren und des Versorgungsausgleiches addiert. 
 
Grundsätzlich fällt dann im Scheidungsverfahren nur eine 1,3 
Verfahrensgebühr sowie eine 1,2 Termingebühr nach dem RVG 
zuzüglich Auslagenpauschale und Mehrwertsteuer für den Anwalt 
an, daneben sind auch noch Fahrtkosten denkbar, wenn der Anwalt 
zu einem auswärtigen Gericht fahren muss, um den 
Scheidungstermin wahrzunehmen, dazu dann auch 

Abwesenheitsgelder. 
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Ausländerrecht, Mietrecht, 
Arbeitsrecht 
Tel. 0451-7 06 35 87 
Fax 0451-70 74 352 
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Wenn also im vorgenannt geschilderten Fall der Gegenstandswert 
der Scheidung 4.500,00 € beträgt und nur gesetzliche 
Rentenanwartschaften auszugleichen sind, liegt der Gesamtwert für 
die Scheidung und den Versorgungsaugleich bei 5.500,00 €. Die 
Gebühren eines am Gericht ansässigen Anwaltes betragen dann rd. 
1.000,00 €. 
 
Wenn hingegen z. B. der Ehemann ein Monatsnettoeinkommen von 
2.000,00 € und die Ehefrau ein Monatsnettoeinkommen vom 
1.000,00 € hat, beträgt der Gegenstandswert der Scheidung nach 
dem 3-fachen gemeinsamen Nettoeinkommen dann 9.000,00 €. 
 
Fallen dann in den Versorgungsausgleich neben gesetzlichen 
Rentenanwartschaften auch auszugleichende Rechte z. B. aus der 
betrieblichen Altersversorgung, beträgt der Gegenstandswert des 
Versorgungsausgleiches 2.000,00 €. 
 
Der Gesamtgegenstandswert des Scheidungsverfahrens beträgt 
dann 11.000,00 €. 
 
Auf Basis dieses Gegenstandswertes fallen dann Anwaltsgebühren 
im Scheidungsverfahren fÃ¼r einen beim Gericht ansässigen 
Anwalt in Höhe von rd. 1.550,00 € an. 
 
2.) Gerichtskosten des Scheidungsverfahrens: 
 
Auch diese richten sich nach vorgenannten Gegenstandswerten. Bei 
einem Gegenstandswert der Scheidung von 4.500,00 € und einem 
Wert des Versorgungsausgleiches von 1.000,00 €, also einen 
Gesamtwert von 5.500,00 €, fallen dann insgesamt für das 
Scheidungsverfahren Gerichtskosten in Höhe von 272,00 € an. 
Beträgt der Wert des gesamten Scheidungsverfahrens 11.000,00 € 
(siehe oben), betragen die Gerichtskosten 438,00 €. 
 
Dabei trägt grundsätzlich jede Partei die Kosten ihres Anwaltes 
selbst und die Hälfte der Gerichtskosten. 
 
3.) 
 
Es muss darauf hingewiesen werden, dass wegen des nach dem 
Gesetz insoweit herrschenden Anwaltszwanges zumindest der 
Scheidungsantragsteller anwaltlich vertreten sein muss. Denn ohne 
Anwalt kann er keinen Scheidungsantrag einreichen. Der 
Antragsgegner im Scheidungsverfahren muss nicht zwingend 
anwaltlich vertreten sein, obwohl dieses wegen der Bedeutung eines 
Scheidungsverfahrens und der diesbezüglichen Folgen dringend 
anzuraten ist. 
 
In diesem Zusammenhang muss in aller Deutlichkeit darauf 
hingewiesen werden, dass es schlicht und ergreifend unzulässig und 
verboten ist, wenn ein Anwalt beide Parteien im 
Scheidungsverfahren vertritt. Selbst in einer einvernehmlichen 
Scheidung darf ein Anwalt immer nur eine Partei vertreten, um nicht 
gegen den Grundsatz der Interessenkollision zu verstoßen. 
 
Selbst wenn also alle mit der Scheidung zusammenhängenden 
Fragen bereits einvernehmlich geklärt sind, darf der Anwalt des 
Antragstellers niemals auch Anwalt des Antragsgegners sein. Denn 
der Anwalt darf immer nur die Interessen seiner Partei vertreten und 
niemals „zwei Herren gleichzeitig dienen“. 
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Mandanteninformation 7  
 
Unterhalt als Abzugsposition von der Steuer  
 
Nicht allgemein bekannt ist, dass man den während der Trennung 
oder nach der Scheidung gezahlten Unterhalt in bestimmten 
Grenzen von der Einkommensteuer absetzen kann. 
Noch unbekannter sind allerdings die diesbezüglichen wichtigen 
Details.  
Zum einen ist zu beachten, dass nur der Ehegattenunterhalt, den 
der Unterhaltspflichtige zahlt, von der Steuer abgesetzt werden kann 
und nicht der Kindesunterhalt. Darüber hinaus kann 
Ehegattenunterhalt bis zu einer jährlichen Höchstgrenze von 
13.805,00 € im Rahmen des so 
genannten begrenzten Realsplittings nach § 10 Abs. 1 Nr. 1 EStG 
von der Steuer abgesetzt werden. 
 
Das klingt auf den ersten Moment außerordentlich verlockend, führt 
es doch möglicherweise zu einer deutlichen Verminderung der 
Steuerlast des Unterhaltsschuldners. 
 
Dabei sind allerdings u. a. folgende Besonderheiten zu beachten: 
 
1) 
Die eintretende Steuerersparnis in Folge des Absetzen des 
Unterhalts im so genannten begrenzten Realsplitting beim 
Unterhaltspflichtigen führt im folgenden Steuerjahr spätestens zu 
einer erhöhten Leistungsfähigkeit des Unterhaltspflichtigen und 
damit zu einem höheren Unterhaltsanspruch des 
Unterhaltsberechtigten. 
 
2) 
Der Unterhaltsverpflichtete, der nun diesen Unterhalt im Rahmen 
des begrenzten Realsplittings von der Steuer absetzen will, muss 
dabei beachten, dass in Folge dieses begrenzten Realsplittings der 
von ihm gezahlte und von der Steuer abgesetzte Unterhalt auf der 
anderen Seite beim Unterhaltsberechtigten als zu versteuerndes 
Einkommen angesehen wird. Deshalb muss der 
Unterhaltsberechtigte, der diesen Unterhalt von der Steuer absetzt, 
dem Unterhaltsverpflichteten die dadurch entstehenden steuerlichen 
Nachteile ersetzen (der so genannte 
Nachteilsausgleich). 
 
  
 

 
 

 
Das ist in erfreulicher Deutlichkeit und mit hinreichender Klarheit in 
Ziffer 3.2 der Berufsregelung der Rechtsanwälte der Europäischen 
Union sowie in § 43 a Abs. 4 der Bundesrechtsanwaltsordnung 
verbindlich geregelt. 
 
So hat auch bereits die Rechtsprechung in erfreulicher Deutlichkeit 
entschieden, dass selbst eine gemeinsame Beratung der beiden 
Ehegatten im Vorfeld einer einvernehmlichen Scheidung schlicht 
und ergreifend wegen des Verbotes für den Anwalt, widerstreitende 
Interessen zu vertreten, unzulässig ist. Ein Rechtsanwalt darf also 
nur ein Ehepaar mit Scheidungsplänen gemeinsam empfangen, 
muss dann aber sofort zu Anfang des Gespräches deutlich 
klarstellen, wessen Vertretung er in dem anschließenden Gespräch 
übernehmen soll und dass er nur eine der beiden anwesenden 
Parteien vertreten darf und 
auch nur beraten darf. 
 
Wenn ein Anwalt diese Grundsätze nicht beachtet und sich z. B. von 
beiden Eheleuten mandatieren lässt, sie über alle Trennungs- und 
Scheidungsfolgen zu beraten, ist dieses Mandat unwirksam, da es 
einerseits sittenwidrig gem. § 138 BGB ist und andererseits gegen 
das klare gesetzliche Verbot aus § 43 a Abs. 4 BRAO verstößt. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
gez. Stefan Meußler 
 
Rechtsanwalt 
Schwerpunkt Familienrecht 
 
Lübeck, 25.01.2006 
 

 

 

 

 

  

 

 

 

 

 

 
 


